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                                                                                        Frankfurt, 26. Juni 2026 

 
 
 
An den 
 

Bayerischen Staatsminister 
Herrn Joachim Herrmann 
 

c/o Bayerisches Staatsministerium des 
Innern, für Sport und Integration 
Odeonsplatz 3 
 

80539 München 
 

via 
poststelle@stmi.bayern.de 

 

 

Offener Brief  
an den Bayerischen Innenminister Joachim Herrmann  
 

– Martialische Polizeirazzia gegen Sexarbeiter*innen in 
   bayerischem Bordell – 
 
 
Sehr geehrter Herr Staatsminister Herrmann, 
 
mein Name ist Juanita Henning, Sprecherin von Doña Carmen e.V., Verein für die sozialen 
und politischen Rechte von Prostituierten. 
 
Ich wende mich heute an Sie als den für die bayerische Polizei zuständigen Minister wegen 
einer Polizeirazzia, die nach den uns vorliegenden Angaben am 19. November 2025 in 
einem Prostitutions-Etablissement im Freistaat Bayern stattfand. 
 
Ausweislich des anhängenden Videos, das das ungeheuerliche Vorgehen bayerischer 
Polizeibeamter bei diesem Vorgang dokumentiert, waren an besagter Razzia mindestens 
sechs Polizisten beteiligt. Einer der beteiligten Beamten ist auf dem Video mit dem Kürzel 
„BY 62111“ kenntlich gemacht, was auf dessen Zugehörigkeit zu einer Einheit der 
bayerischen Polizei verweist. 
 
Namens des Vereins Doña Carmen e.V. ersuche ich Sie zeitnah um eine detaillierte 
Auskunft darüber,  
 

(1) aus welchem Anlass es an besagtem Datum zu einer derart martialischen Razzia  
     der bayerischen Polizei gegenüber migrantischen Sexarbeiter*innen gekommen  
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     ist und  
 

(2) wie es zu dem gewalttätigen und extrem einschüchternden Vorgehen der  
     eingesetzten Polizeibeamten hat kommen können. 
 
Beiliegendes Video zeigt, wie mindestens sechs Polizisten ein Etablissement stürmen und im 
Begriff sind, sich mittels physischer Gewalt bzw. unter Zuhilfenahme von Rammwerkzeugen 
gewaltsam Eintritt in Räumlichkeiten zu verschaffen, die mutmaßlich von Sexarbeitenden 
genutzt werden. 
 
Das Video zeigt darüber hinaus, dass sich eine Frau bei der Ankunft des Polizeikommandos 
ganz offensichtlich unter Angst und Schrecken zum Selbstschutz in die von ihr genutzten 
Räumlichkeiten flüchtet, um sich vor den heranstürmenden Polizisten in Sicherheit zu 
bringen. 
 
Das nachfolgend dokumentierte Vorgehen der Polizeikräfte, die sich mit aggressivem und 
Angst einflößendem Geschrei und Lärm gewaltsam Zutritt zu den Räumlichkeiten 
verschaffen, verdeutlicht jedem neutralen Beobachter die vollkommene 
Unverhältnismäßigkeit des polizeilichen Vorgehens. 
 
Als Organisation, die sich seit Jahrzehnten für die Belange von Sexarbeiter*innen einsetzt, 
protestieren wir aufs Schärfste gegen das im Video dokumentierte und aus unserer Sicht 
durch nichts zu rechtfertigende Vorgehen der eingesetzten Beamten, das jedem Polizeistaat 
zur Ehre gereichen würde. Es handelt sich um einen Fall ungerechtfertigter Polizeigewalt 
gegenüber Sexarbeiter*innen, den wir entschieden verurteilen.  
 
Bitte erklären Sie uns, Herr Staatsminister Herrmann, was ein darart 
einschüchterndes, Angst und Schrecken verbreitendes, martialisches Vorgehen der 
Polizei gegenüber den davon betroffenen Frauen bezwecken soll. 
 
Uns ist bekannt, dass in Folge der bundesweit massiven Schließungspolitik im 
Prostitutionsgewerbe im Zusammenhang der Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes 
viele Frauen sich gezwungen sehen, an Orten der Prostitution nachzugehen, die dafür nicht 
vorgesehen sind.  
 
Wir wissen nicht, ob das im Falle der im Video dokumentierten Situation der Fall war.  
Wir wissen aber sehr wohl, dass sowohl eine nach § 3 ProstSchG behördlich nicht 
angemeldete Prostitutionstätigkeit bzw. das Betreiben eines nach § 12 ProstSchG nicht 
genehmigten Prostitutions-Etablissements gemäß § 33 ProstSchG lediglich 
Ordnungswidrigkeiten darstellen, die es in keiner Weise rechtfertigen, Personen wie 
Schwerstkriminelle vor sich herzutreiben und zu traktieren. 
 
Eine derartige Hetzjagd auf Sexarbeiter*innen ist zutiefst menschenunwürdig und mit 
rechtsstaatlichen Standards nicht vereinbar. 
 
Wir fordern Sie, sehr geehrter Herr Staatsminister Herrmann, hiermit auf 
 

● den im Video dargestellten Vorfall, der offensichtlich in Ihrem Zuständigkeitsbereich  
   erfolgte, einer genauen Prüfung zu unterziehen und sich für das Verhalten der  
   Ihnen unterstellten Beamten bei den davon betroffenen Frauen und auch öffentlich zu  
   entschuldigen; 
 

● darzulegen, welche Maßnahmen Sie ergreifen, sodass sich derartige Vorkommnisse  
   zukünftig nicht wiederholen. 
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Gleichzeitig lege ich hiermit hilfsweise Dienstaufsichtsbeschwerde ein gegen alle an der 
besagten Aktion beteiligten Polizeibeamten, die sich so oder in ähnlicher Weise wie der 
Beamte BY 6211 und seine im Video erkennbaren Kollegen aufgeführt haben. 
 
 
In Erwartung Ihrer baldigen Antwort verbleibe ich  
 
mit freundlichen Grüßen  
 
Juanita Henning 
 
(Sprecherin Doña Carmen e.V.) 
 
 
 


